EUROPAISCHE UNION

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT DER RAT

Briissel, den 16. Marz 2016
(OR. en)

2013/0408 (COD) PE-CONS 2/16

DROIPEN 4
COPEN 3
CODEC 20

GESETZGEBUNGSAKTE UND ANDERE RECHTSINSTRUMENTE

Betr.: RICHTLINIE DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
Uber Verfahrensgarantien in Strafverfahren fur Kinder, die Verdachtige
oder beschuldigte Personen in Strafverfahren sind

PE-CONS 2/16 AMM/mfa
DGD 2 DE



RICHTLINIE (EU) 2016/...
DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom ...

iiber Verfahrensgarantien in Strafverfahren fiir Kinder,

die Verdachtige oder beschuldigte Personen in Strafverfahren sind

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 82

Absatz 2 Buchstabe b,

auf Vorschlag der Europédischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Européischen Wirtschafts- und Sozialausschusses’,

nach Anhoérung des Ausschusses der Regionen,

gemiB dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren?,

! ABL. C 226 vom 16.7.2014, S. 63.
Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 9. Mérz 2016 (noch nicht im Amtsblatt
verdffentlicht) und Beschluss des Rates vom ...
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1

2

3)

Mit dieser Richtlinie sollen Verfahrensgarantien festgelegt werden, um zu gewéhrleisten,
dass Kinder, das heif3t Personen unter 18 Jahren, die Verdédchtige oder beschuldigte
Personen in Strafverfahren sind, diese Verfahren verstehen, ihnen folgen und ihr Recht auf
ein faires Verfahren ausiiben konnen, um zu verhindern, dass Kinder erneut straffallig

werden und um ihre soziale Integration zu fordern.

Durch die Festlegung von gemeinsamen Mindestvorschriften zum Schutz der
Verfahrensrechte von Kindern, die Verdédchtigen oder beschuldigte Personen sind, zielt
diese Richtlinie darauf ab, das gegenseitige Vertrauen der Mitgliedstaaten in ihre jeweilige
Strafrechtspflege zu stirken und auf diese Weise die gegenseitige Anerkennung
gerichtlicher Entscheidungen in Strafsachen zu erleichtern. Auch sollten durch die
Festlegung gemeinsamer Mindestvorschriften Hindernisse fiir die Freiziigigkeit der

Unionsbiirger im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten beseitigt werden.

Zwar sind die Mitgliedstaaten Vertragsparteien der Europdischen Konvention zum Schutz
der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) und des Internationalen Pakts {iber
biirgerliche und politische Rechte und des Ubereinkommens der Vereinten Nationen iiber
die Rechte des Kindes, doch hat die Erfahrung gezeigt, dass dadurch allein nicht immer ein
hinreichendes Mal3 an Vertrauen in die Strafrechtspflege anderer Mitgliedstaaten

geschaffen wird.
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4)

)

Am 30. November 2009 hat der Rat eine EntschlieBung iiber einen Fahrplan zur Starkung
der Verfahrensrechte von Verdédchtigten oder Beschuldigten in Strafverfahren (im
Folgenden ,,Fahrplan®)' angenommen. In dem Fahrplan, der eine schrittweise
Herangehensweise vorsieht, wird dazu aufgerufen, MaBlnahmen zu ergreifen, die das Recht
auf Ubersetzungen und Dolmetschleistungen (MaBnahme A), das Recht auf Belehrung
iiber die Rechte und Unterrichtung iiber die Beschuldigung (MaBBnahme B), das Recht auf
Rechtsbeistand und Prozesskostenhilfe (Maflnahme C), das Recht auf Kommunikation mit
Angehorigen, Arbeitgebern und Konsularbehdrden (Maflnahme D) und besondere
Garantien fiir schutzbediirftige Verdéachtige oder Beschuldigte (MaBnahme E) betreffen.
Im Fahrplan wird betont, dass die Reihenfolge dieser Rechte nur indikativ ist, was
bedeutet, dass diese Reihenfolge entsprechend den Priorititen gedndert werden kann. Der
Fahrplan soll in seiner Gesamtheit wirken und wird erst dann voll zum Tragen kommen,

wenn alle darin vorgesehenen EinzelmaBBnahmen umgesetzt worden sind.

Am 11. Dezember 2009 begriiite der Europdische Rat den Fahrplan und machte ihn zum
Bestandteil des Stockholmer Programms — Ein offenes und sicheres Europa im Dienste und
zum Schutz der Biirger’ (Nummer 2.4). Der Europiische Rat betonte, dass der Fahrplan
nicht abschlieBend sein soll, und ersuchte die Kommission, weitere Elemente von
Mindestverfahrensrechten flir Verdidchtige und beschuldigte Personen zu priifen und zu
bewerten, ob andere Themen wie beispielsweise die Unschuldsvermutung angegangen

werden miissen, um eine bessere Zusammenarbeit auf diesem Gebiet zu fordern.

ABI. C 295 vom 4.12.2009, S. 1.
ABI. C 115 vom 4.5.2010, S. 1.
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(6) Bisher sind vier MaBBnahmen zu Verfahrensrechten in Strafverfahren gemafl dem Fahrplan
erlassen worden, und zwar die Richtlinien 2010/64/EU", 2012/13/EU?, 2013/48/EU* und
die Richtlinie (EU) 2016/...*" des Europédischen Parlaments und des Rates.

(7 Unter Beriicksichtigung der Leitlinien des Europarates fiir eine kindgerechte Justiz fordert
diese Richtlinie die Rechte des Kindes.

(8) Wenn Kinder Verdichtige oder beschuldigte Personen in Strafverfahren oder Personen
sind, gegen die ein Verfahren zur Vollstreckung des Europdischen Haftbefehls auf der
Grundlage des Rahmenbeschlusses 2002/584/J1 des Rates® (im Folgenden "gesuchte
Personen") eingeleitet wurde, sollten die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass das
Kindeswohl gemédl3 Artikel 24 Absatz 2 der Charta der Grundrechte der Europdischen

Union (im Folgenden "Charta") immer eine vorrangige Erwégung ist.

! Richtlinie 2010/64/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Oktober 2010
iber das Recht auf Dolmetschleistungen und Ubersetzungen in Strafverfahren (ABI. L 280
vom 26.10.2010, S. 1).

2 Richtlinie 2012/13/EU des Europidischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 {iber
das Recht auf Belehrung und Unterrichtung in Strafverfahren (ABI. L 142 vom 1.6.2012,
S. 1.

3 Richtlinie 2013/48/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2013

iber das Recht auf Zugang zu einem Rechtsbeistand in Strafverfahren und in Verfahren zur
Vollstreckung des Européischen Haftbefehls sowie liber das Recht auf Benachrichtigung
eines Dritten bei Freiheitsentzug und das Recht auf Kommunikation mit Dritten und mit
Konsularbehorden wihrend des Freiheitsentzugs (ABI. L 294 vom 6.11.2013, S. 1).
Richtlinie (EU) 2016/...des Européischen Parlaments und des Rates zur Starkung bestimmter
Aspekte der Unschuldsvermutung und des Rechts auf Anwesenheit in der Verhandlung in
Strafverfahren (ABI. L ...).
ABI.: Bitte die Nummer von Dokument PE63/2015 (2013/407 COD) im Text einfligen und
die FuBlnote vervollstdndigen.
3 Rahmenbeschluss 2002/584/J1 des Rates vom 13. Juni 2002 {iber den Européischen
Haftbefehl und die Ubergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten (ABI. L 190 vom
18.7.2002, S. 1).
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9) Kindern, die Verdichtige oder beschuldigte Personen in Strafverfahren sind, sollte
besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden, um das Potenzial fiir ihre Entwicklung und

Wiedereingliederung in die Gesellschaft zu wahren.

(10) Diese Richtlinie sollte fiir Kinder gelten, die Verdédchtige oder beschuldigte Personen in
Strafverfahren sind, sowie fiir Kinder, die gesuchte Personen sind. Fiir Kinder, die
gesuchte Personen sind, sollten die einschldgigen Bestimmungen dieser Richtlinie ab dem

Zeitpunkt ihrer Festnahme im Vollstreckungsmitgliedstaat gelten.

(11) Diese Richtlinie oder bestimmte Vorschriften dieser Richtlinie sollten auch fiir
Verdéchtige oder beschuldigte Personen in Strafverfahren und fiir gesuchte Personen
gelten, die bei Verfahrensbeginn Kinder waren, im Verlauf des Verfahrens jedoch das 18.
Lebensjahr vollendet haben, wenn die Anwendung dieser Richtlinie unter
Beriicksichtigung aller Umsténde des Falles, einschlieBlich des Reifegrads und der

Schutzbediirftigkeit der betroffenen Person, angemessen ist.

(12) Den Mitgliedstaaten wird nahegelegt, in Féllen, in denen eine Person zu dem Zeitpunkt, zu
dem sie einer Straftat verdachtigt oder beschuldigt wird, das 18. Lebensjahr bereits
vollendet hat, die Straftat jedoch begangen worden war, als die Person ein Kind war, die in
dieser Richtlinie vorgesehenen Verfahrensgarantien anzuwenden, bis die betreffende
Person das 21. Lebensjahr vollendet hat, zumindest fiir Straftaten, die derselbe Verdéchtige
oder dieselbe beschuldigte Person begangen hat und die gemeinsam untersucht und
strafrechtlich verfolgt werden, da sie untrennbar mit Strafverfahren verkniipft sind, die
gegen die betreffende Person eingeleitet wurden, bevor diese das 18. Lebensjahr vollendet

hatte.
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(13) Die Mitgliedstaaten sollten das Alter des Kindes aufgrund von dessen eigenen Aussagen,
Uberpriifungen des Personenstands des Kindes, dokumentarischen Recherchen, sonstigen
Belegen und — wenn solche Belege nicht verfiigbar oder nicht aussagekréftig sind — einer
medizinischen Untersuchung bestimmen. Eine medizinische Untersuchung sollte als letztes
Mittel und unter strikter Achtung der Rechte des Kindes, seiner korperlichen
Unversehrbarkeit und der Menschenwiirde durchgefiihrt werden. Falls weiterhin Zweifel
hinsichtlich des Alters einer Person bestehen, sollte diese Person fiir die Zwecke dieser

Richtlinie als Kind gelten.

(14) In Bezug auf bestimmte geringfiigige Zuwiderhandlungen sollte diese Richtlinie keine
Anwendung finden. Sie sollte jedoch Anwendung finden, wenn einem Kind, das

Verdéchtiger oder beschuldigte Person ist, die Freiheit entzogen wird.

(15) In einigen Mitgliedstaaten ist eine Behorde, die kein in Strafsachen zusténdiges Gericht ist,
fiir die Verhdngung anderer Sanktionen als eines Freiheitsentzugs hinsichtlich relativ
geringfiigiger Zuwiderhandlungen zustindig. Dies kann zum Beispiel bei hdufig
begangenen Stralenverkehrsiibertretungen der Fall sein, die moglicherweise nach einer
Verkehrskontrolle festgestellt werden. In solchen Situationen wire es unangemessen, die
zustidndigen Behdrden zu verpflichten, alle Rechte nach dieser Richtlinie zu gewahrleisten.
In den Fillen, in denen nach dem Recht eines Mitgliedstaats die Verhdngung einer
Sanktion wegen geringfiligiger Zuwiderhandlungen durch eine solche Behorde vorgesehen
ist und entweder bei einem in Strafsachen zusténdigen Gericht ein Rechtsbehelf eingelegt
werden kann oder die Mdglichkeit besteht, die Sache anderweitig an ein solches Gericht zu
verweisen, sollte diese Richtlinie daher nur auf das Verfahren vor diesem Gericht nach
Einlegung eines solchen Rechtsbehelfs oder nach einer solchen Verweisung Anwendung

finden.
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(16)

(17)

(18)

(19)

In einigen Mitgliedstaaten gelten bestimmte geringfiigige Zuwiderhandlungen,
insbesondere geringfiigige StraBenverkehrsiibertretungen, geringfiigige
Zuwiderhandlungen gegen allgemeine Gemeindeverordnungen und geringfiigige
Zuwiderhandlungen gegen die 6ffentliche Ordnung, als Straftaten. In solchen Situationen
wire es unangemessen, die zustdndigen Behorden zu verpflichten, alle Rechte nach dieser
Richtlinie zu gewéhrleisten. In Féllen, in denen nach dem Recht eines Mitgliedstaats bei
geringfiigigen Zuwiderhandlungen kein Freiheitsentzug als Sanktion verhidngt werden
kann, sollte diese Richtlinie daher nur auf das Verfahren vor einem in Strafsachen

zustindigen Gericht Anwendung finden.

Diese Richtlinie sollte nur fiir Strafverfahren gelten. Sie sollte nicht fiir andere
Verfahrensarten gelten, insbesondere Verfahren, die speziell auf Kinder abgestimmt sind

und die zu Schutz-, MafBregelungs- oder Erziehungsmafnahmen fithren kdnnten.

Bei der Umsetzung dieser Richtlinie sollten die Bestimmungen der Richtlinien 2012/13/EU
und 2013/48/EU bertlicksichtigt werden. Um den besonderen Bediirfnissen und
Schutzbediirftigkeiten von Kindern Rechnung zu tragen, sieht die vorliegende Richtlinie
weitere erginzende Garantien in Bezug auf die Kindern und dem Triger der elterlichen

Verantwortung mitzuteilenden Informationen vor.

Kinder sollten iiber allgemeine Aspekte der Durchfiihrung des Verfahrens unterrichtet
werden. Zu diesem Zweck sollten sie insbesondere eine kurze Erlduterung der nichsten
Verfahrensschritte, soweit dies im Hinblick auf die Belange des Strafverfahrens mdglich
ist, und iiber die Rolle der beteiligten Behorden erhalten. Die mitzuteilenden Informationen

sollten von den Umsténden des Falles abhéngen.
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(20)

21

(22)

(23)

Kinder sollten Informationen im Zusammenhang mit dem Recht auf medizinische
Untersuchung in der frithestmdglichen geeigneten Phase des Verfahrens erhalten,
spétestens bei Freiheitsentzug, wenn eine solche Mallnahme in Bezug auf das Kind

ergriffen wird.

Wird dem Kind die Freiheit entzogen, so sollte die ihm gemaf der Richtlinie 2012/13/EU
ausgehéndigte Erkldarung der Rechte klare Hinweise zu den in der vorliegenden Richtlinie

vorgesehenen Rechten enthalten.

Die Mitgliedstaaten sollten auch den Tréager der elterlichen Verantwortung schriftlich,
miindlich oder in beiden Formen iiber die geltenden Verfahrensrechte unterrichten. Diese
Unterrichtung sollte so rasch wie mdglich und so detailliert wie nétig erfolgen, um ein

faires Verfahren und eine wirksame Ausiibung der Rechte des Kindes zu gewdhrleisten.

Unter bestimmten Umstdnden, die sich auch nur auf eine der Personen beziehen kénnen,
die Trager der elterlichen Verantwortung sind, sollten die Informationen einem anderen
geeigneten Erwachsenen, der vom Kind benannt und als solcher von der zustidndigen
Behorde gebilligt wird, mitgeteilt werden. Einer dieser Umstédnde ist gegeben, wenn
objektive und tatséchliche Griinde darauf hindeuten oder den Verdacht begriinden, dass die
Unterrichtung des Trégers der elterlichen Verantwortung das Strafverfahren erheblich
gefdhrden konnte, insbesondere wenn Beweise zerstort oder verdndert oder Zeugen
beeinflusst werden konnten, oder der Trager der elterlichen Verantwortung gemeinsam mit

dem Kind an der mutmaBlichen Straftat beteiligt gewesen sein konnte.
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(24) Fallen die Umstinde weg, die dazu fiihrten, dass die zustandigen Behorden die
Informationen an einen anderen geeigneten Erwachsenen als den Tréger der elterlichen
Verantwortung iibermittelten, sollte jede Information, die das Kind gemiB dieser Richtlinie
erhdlt und die im Verlauf des Verfahrens erheblich bleibt, dem Trager der elterlichen
Verantwortung libermittelt werden. Dieses Erfordernis sollte nicht zu einer unnétigen

Verldngerung des Verfahrens fiihren.

(25) Kinder, die Verdédchtige oder beschuldigte Personen werden, haben das Recht auf Zugang
zu einem Rechtsbeistand gemaf3 der Richtlinie 2013/48/EU. Da Kinder schutzbediirftig
und nicht immer in der Lage sind, ein Strafverfahren vollstdndig zu verstehen und ihm zu
folgen, sollten sie in den in dieser Richtlinie bestimmten Situationen von einem
Rechtsbeistand unterstiitzt werden. In diesen Situationen sollten die Mitgliedstaaten dafiir
sorgen, dass das Kind von einem Rechtsbeistand unterstiitzt wird, sofern ein solcher
Rechtsbeistand nicht von dem Kind selbst oder einem Trager der elterlichen
Verantwortung bestellt worden ist. Die Mitgliedstaaten sollten Prozesskostenhilfe
bereitstellen, soweit dies notwendig ist, um die wirksame Unterstiitzung des Kindes durch

einen Rechtsbeistand zu gewéhrleisten.

(26) Unterstiitzung durch einen Rechtsbeistand gemaf3 dieser Richtlinie setzt voraus, dass das
Kind Recht auf Zugang zu einem Rechtsbeistand geméf der Richtlinie 2013/48/EU hat.
Wiirde die Anwendung einer Bestimmung der Richtlinie 2013/48/EU dazu fiihren, dass ein
Kind gemél der vorliegenden Richtlinie nicht von einem Rechtsbeistand unterstiitzt
werden konnte, sollte diese Bestimmung daher keine Anwendung auf das Recht eines
Kindes auf Zugang zu einem Rechtsbeistand gemal der Richtlinie 2013/48/EU finden.
Andererseits sollten Ausnahme- und Sonderregelungen in Bezug auf die Unterstiitzung
durch einen Rechtsbeistand geméal der vorliegenden Richtlinie sich nicht auf das Recht auf
Zugang zu einem Rechtsbeistand gemal3 der Richtlinie 2013/48/EU oder das Recht auf
Prozesskostenhilfe geméf der Charta und der EMRK sowie gemél nationalem Recht und

anderem Unionsrecht auswirken.
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(27) Die Bestimmungen dieser Richtlinie {iber die Unterstiitzung durch einen Rechtsbeistand
sollten unverziiglich Anwendung finden, wenn Kinder davon in Kenntnis gesetzt werden,
dass sie Verddchtige oder beschuldigte Personen sind. Fiir die Zwecke dieser Richtlinie
bedeutet Unterstiitzung durch einen Rechtsbeistand, dass das Kind von dem
Rechtsbeistand juristische Unterstiitzung erhilt und von ihm wéhrend des Strafverfahrens
vertreten wird. Wenn die vorliegende Richtlinie die Unterstiitzung durch einen
Rechtsbeistand wéhrend der Befragung vorsieht, so sollte ein Rechtsbeistand anwesend
sein. Unbeschadet des Rechts des Kindes auf Zugang zu einem Rechtsbeistand gemal3 der
Richtlinie 2013/48/EU bedeutet Unterstiitzung durch einen Rechtsbeistand nicht, dass
wihrend jeder Ermittlungs- oder Beweiserhebungshandlung ein Rechtsbeistand anwesend

sein muss.

(28) Sofern dies mit dem Recht auf ein faires Verfahren vereinbar ist, umfasst die Verpflichtung
der Mitgliedstaaten, Kindern, die Verdachtige oder beschuldigte Personen sind,
Unterstiitzung durch einen Rechtsbeistand gemal3 dieser Richtlinie zu gewéhren, folgende
Situationen nicht: Identifizierung des Kindes; Feststellung, ob Ermittlungen eingeleitet
werden sollten; Feststellungen, um den Besitz von Waffen festzustellen oder &hnliche
Sicherheitsfragen zu kldren; Durchfiihrung anderer als in dieser Richtlinie ausdriicklich
genannter Ermittlungs- oder Beweiserhebungshandlungen wie Korperkontrollen,
korperliche Untersuchungen, Blut-, Alkohol- oder dhnliche Tests oder die Aufhahme von
Fotografien oder Fingerabdriicken; oder die Vorfithrung des Kindes vor einer zustdndigen
Behorde oder die Zufiihrung von Kindern an den Trager der elterlichen Verantwortung

oder einen anderen geeigneten Erwachsenen geméfl dem nationalen Recht.
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(29)

(30)

Wenn ein Kind, das anfinglich nicht Verdachtiger oder beschuldigte Person ist, wie
beispielsweise ein Zeuge, zum Verdéchtigen oder zur beschuldigten Person wird, sollte es
das Recht haben, sich nicht selbst belasten zu miissen und die Aussage zu verweigern,
entsprechend dem Unionsrecht und der EMRK und der Auslegung durch den Gerichtshofs
der Europdischen Union (im Folgenden "Gerichtshof") und den Europdischen Gerichtshofs
fiir Menschenrechte. Diese Richtlinie nimmt daher ausdriicklich auf den konkreten Fall
Bezug, in dem ein Kind im Laufe der Befragung durch die Polizei oder eine andere
Strafverfolgungsbehdrde im Zusammenhang mit einem Strafverfahren selbst zum
Verdéchtigen oder zur beschuldigten Person wird. Wird ein Kind, das nicht Verdéchtiger
oder beschuldigte Person ist, im Laufe dieser Befragung zum Verdéchtigen oder zur
beschuldigten Person, sollte die Befragung ausgesetzt werden, bis das Kind davon in
Kenntnis gesetzt wurde, dass es Verddchtiger oder beschuldigte Person ist, und es gemif

dieser Richtlinie durch einen Rechtsbeistand unterstiitzt wird.

Sofern dies mit dem Recht auf ein faires Verfahren vereinbar ist, sollte es den
Mitgliedstaaten moglich sein, von der Verpflichtung, Unterstiitzung durch einen
Rechtsbeistand vorzusehen, abzuweichen, wenn diese unter Beriicksichtigung der
Umstédnde des Falles nicht verhdltnisméaBig ist, wobei das Kindeswohl immer eine
vorrangige Erwdgung sein sollte. Auf jeden Fall sollten Kinder durch einen Rechtsbeistand
unterstiitzt werden, wenn sie einem zustidndigen Gericht zur Entscheidung iiber eine Haft
in jeder Verfahrensphase im Anwendungsbereich dieser Richtlinie vorgefiihrt werden
sowie wihrend einer Haft. Ferner sollte Freiheitsentzug nicht als Strafe verhéngt werden,
wenn das Kind nicht derart durch einen Rechtsbeistand unterstiitzt worden ist, dass es seine
Verteidigungsrechte effektiv wahrnehmen konnte; und in jedem Fall wéihrend der
Hauptverhandlungen. Die Mitgliedstaaten sollten die Moglichkeit haben, praktische

Regelungen hierfiir festzulegen.
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(€2)) Den Mitgliedstaaten sollte es moglich sein, aus zwingenden Griinden voriibergehend von
der Verpflichtung, Unterstiitzung durch einen Rechtsbeistand vorzusehen, im
vorgerichtlichen Stadium abzuweichen, ndmlich wenn schwerwiegende, nachteilige
Auswirkungen fiir das Leben, die Freiheit oder die korperliche Unversehrtheit einer Person
abgewendet werden miissen oder wenn ein sofortiges Handeln der Ermittlungsbehdrden
zwingend geboten ist, um eine erhebliche Gefdhrdung eines Strafverfahrens in Bezug auf
eine schwere Straftat abzuwenden, unter anderem um Informationen beziiglich
mutmallicher Mittéter einer schweren Straftat einzuholen oder um den Verlustwichtiger
Beweise in Bezug auf eine schwere Straftat zu verhindern. Bei einer voriibergehenden
Abweichung aus einem dieser zwingenden Griinde sollte es den zustédndigen Behorden
moglich sein, Kinder zu befragen, ohne dass der Rechtsbeistand zugegen ist, vorausgesetzt,
dass sie iiber ihr Recht, die Aussage zu verweigern, unterrichtet wurden und dieses Recht
in Anspruch nehmen kénnen, und die Befragung die Verteidigungsrechte, einschlieB3lich
des Rechts, sich nicht selbst belasten zu miissen, nicht beeintrichtigt. Es sollte moglich
sein, Befragungen soweit notwendig zum ausschlieBlichen Zweck der Erlangung
notwendiger Informationen zur Abwehr schwerwiegender, nachteiliger Auswirkungen auf
das Leben, die Freiheit oder die korperliche Unversehrtheit einer Person oder zur
Abwendung einer erheblichen Gefdhrdung des Strafverfahrens und in dem dafiir
erforderlichen Umfang durchzufiihren. Ein Missbrauch dieser Ausnahmeregelung wiirde

die Verteidigungsrechte grundsétzlich irreparabel beeintrichtigen.

(32) Die Mitgliedstaaten sollten die Griinde und die Kriterien fiir diese voriibergehenden
Abweichungen in ihrem nationalen Recht klar festlegen und sie sollten sie restriktiv
nutzen. Jede voriibergehende Abweichung sollte verhdltnismaBig, zeitlich streng begrenzt
und nicht ausschlieBlich durch die Art oder die Schwere der mutmaBlichen Straftat
begriindet sein und sollte ein faires Verfahren insgesamt nicht beeintriachtigen. Die
Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass bei Genehmigung einer voriibergehenden
Abweichung nach dieser Richtlinie durch eine zustéindige Behorde, die kein Gericht ist, die
Entscheidung iiber die Genehmigung der voriibergehenden Abweichung von einem

Gericht tiberpriift werden kann, zumindest in der Phase des Gerichtsverfahrens.
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(33) Die Vertraulichkeit der Kommunikation zwischen Kindern und ihrem Rechtsbeistand ist
eine grundlegende Voraussetzung filir die wirksame Wahrnehmung der
Verteidigungsrechte und ein wesentlicher Bestandteil des Rechts auf ein faires Verfahren.
Die Mitgliedstaaten sollten daher die Vertraulichkeit der Treffen und anderer Formen der
Kommunikation zwischen dem Rechtsbeistand und dem Kind im Zusammenhang mit der
in dieser Richtlinie vorgesehenen Unterstiitzung durch einen Rechtsbeistand ohne
Ausnahme beachten. Diese Richtlinie ldsst Verfahren unberiihrt, die Sachverhalte
betreffen, in denen aufgrund objektiver und faktischer Umstinde der Verdacht besteht,
dass der Rechtsbeistand zusammen mit dem Kind an einer Straftat beteiligt ist. Stratbares
Handeln des Rechtsbeistands sollte nicht als zuldssige Unterstiitzung fiir Kinder im
Rahmen dieser Richtlinie gelten. Die Pflicht zur Beachtung der Vertraulichkeit bedeutet
nicht nur, dass die Mitgliedstaaten von einem Eingriff in diese Kommunikation oder einem
Zugriff darauf absehen, sondern auch, dass sie, wenn Kindern die Freiheit entzogen ist
oder diese sich anderweitig an einem Ort unter der Kontrolle des Staates befinden, dafiir
sorgen, dass Vorkehrungen fiir die Kommunikation diese Vertraulichkeit gewihrleisten
und schiitzen. Dies ldsst Mechanismen unberiihrt, mit denen in Haftanstalten verhindert
werden soll, dass inhaftierte Personen unerlaubte Sendungen erhalten, beispielsweise die
Uberpriifung von Korrespondenz, sofern es solche Mechanismen den zustindigen
Behorden nicht ermdglichen, den Schriftwechsel zwischen Kindern und threm
Rechtsbeistand zu lesen. Diese Richtlinie 1dsst ferner Verfahren des nationalen Rechts
unberiihrt, nach denen die Weiterleitung von Korrespondenz abgelehnt werden kann, wenn
der Absender nicht zustimmt, dass die Korrespondenz zuerst einem zustédndigen Gericht

vorgelegt wird.
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(34)

(35)

(36)

(37)

Diese Richtlinie ldsst eine Durchbrechung des Vertraulichkeitsgebots, zu der es im Zuge
einer rechtmiBigen UberwachungsmaBnahme durch zustindige Behdrden kommt,
unberiihrt. Diese Richtlinie 14sst ferner die Arbeit beispielsweise nationaler
Nachrichtendienste unberiihrt, die auf den Schutz der nationalen Sicherheit gemal3

Artikel 4 Absatz 2 des Vertrags iiber die Européische Union (EUV) abzielt oder in den
Anwendungsbereich des Artikels 72 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen
Union (AEUV) fillt, wonach Teil III Titel V AEUV iiber den Raum der Freiheit, der
Sicherheit und des Rechts nicht die Wahrnehmung der Zusténdigkeiten der Mitgliedstaaten
fiir die Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung und den Schutz der inneren Sicherheit

bertihren darf.

Kinder, die Verdichtige oder beschuldigte Personen in Strafverfahren sind, sollten das
Recht auf individuelle Begutachtung haben, damit ihre besonderen Bediirfnisse in Bezug
auf Schutz, Erziehung, Ausbildung und soziale Integration ermittelt werden kdnnen, damit
festgestellt werden kann, ob und inwieweit sie wiahrend des Strafverfahrens besondere
MaBnahmen benétigen wiirden, und damit der Grad ihrer strafrechtlichen
Verantwortlichkeit und die Angemessenheit einer bestimmten Strafe oder

Erziehungsmafinahme bestimmt werden kann.

Bei der individuellen Begutachtung sollte insbesondere der Personlichkeit und des
Reifegrads des Kindes, dem wirtschaftlichen, sozialen und familidren Hintergrund des
Kindes, einschlieBlich des Lebensumfelds, sowie einer etwaigen spezifischen
Schutzbediirftigkeit des Kindes, wie Lern- und Kommunikationsschwierigkeiten,

Rechnung getragen werden.

Es sollte mdglich sein, Umfang und Genauigkeit einer individuellen Begutachtung an die
Umstédnde des Falles anzupassen, wobei die Schwere der mutmaBlichen Straftat und die
MaBnahmen, die ergriffen werden konnen, falls das Kind einer solchen Straftat fiir
schuldig befunden wird, zu beriicksichtigen sind. Eine individuelle Begutachtung, die in
Bezug auf das gleiche Kind in der jiingeren Vergangenheit durchgefiihrt wurde, konnte

herangezogen werden, sofern sie auf den neuesten Stand gebracht wird.
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(3%)

(39)

Die zustindigen Behorden sollten alle aus einer individuellen Begutachtung gewonnenen
Informationen beriicksichtigen, wenn sie festlegen, ob spezifische MaBBnahmen in Bezug
auf das Kind ergriffen werden sollten, wie etwa Bereitstellung praktischer Unterstiitzung;
wenn sie bewerten, ob vorbeugende Mafinahmen in Bezug auf das Kind angemessen und
wirksam sind, wie Entscheidungen {iber Untersuchungshaft oder alternative Mallnahmen;
und wenn sie, unter Beriicksichtigung des individuellen Charakters und der individuellen
Umsténde des Kindes, im Zusammenhang mit dem Strafverfahren, einschlieBlich der
Verurteilung, eine Entscheidung treffen oder eine MaBBnahme ergreifen. Ist die individuelle
Begutachtung noch nicht verfiligbar, sollte dies die zustdndigen Behorden nicht davon
abhalten, solche Mallnahmen zu ergreifen bzw. Entscheidungen zu treffen, vorausgesetzt,
die Bedingungen dieser Richtlinie werden eingehalten, einschlielich der Durchfiihrung
einer individuellen Begutachtung in der frithestmdglichen geeigneten Phase des
Verfahrens. Die Angemessenheit und Wirksamkeit der vor Durchfiihrung einer
individuellen Begutachtung ergriffenen Maflnahmen oder getroffenen Entscheidungen

konnen erneut gepriift werden, wenn die individuelle Begutachtung vorliegt.

Die individuelle Begutachtung sollte in der frithestmoglichen geeigneten Phase des
Verfahrens und so rechtzeitig stattfinden, dass die daraus gewonnenen Informationen von
einem Staatsanwalt, einem Richter oder einer anderen zustdndigen Behorde vor der
Vorlage der Anklageschrift fiir das Gerichtsverfahren beriicksichtigt werden kdnnen.
Dennoch sollte es moglich sein, eine Anklageschrift bei Fehlen einer individuellen
Begutachtung vorzulegen, wenn dies dem Kindeswohl dienlich ist. Dies konnte
beispielsweise der Fall sein, wenn ein Kind in Untersuchungshaft ist und das Warten auf
die Verfligbarkeit der individuellen Begutachtung das Risiko der unnétigen Verldangerung

dieser Haft bedeuten wiirde.
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(40)

(41)

Die Mitgliedstaaten sollten von der Verpflichtung zur Vornahme einer individuellen
Begutachtung abweichen konnen, wenn dies aufgrund der Umsténde des Falles
gerechtfertigt ist, wobei unter anderem die Schwere der mutmalBlichen Straftat und die
MaBnahmen beriicksichtigt werden sollten, die ergriffen werden kdnnten, falls das Kind
einer solchen Straftat flir schuldig befunden wird, sofern dies mit dem Kindeswohl
vereinbar ist. In diesem Zusammenhang sollten alle relevanten Elemente beriicksichtigt
werden, einschlieflich der Frage, ob das Kind in der jlingeren Vergangenheit im Rahmen
eines Strafverfahrens einer individuellen Begutachtung unterzogen wurde oder ob der

betreffende Fall ohne Anklage bearbeitet werden kann.

Die Fiirsorgepflicht fiir Kinder, die Verdédchtige oder beschuldigte Personen sind, ist
Grundlage einer fairen Justiz, insbesondere dann, wenn Kindern die Freiheit entzogen ist
und sie sich daher in einer besonders schwachen Position befinden. Damit die personliche
Unversehrtheit der Kinder, denen die Freiheit entzogen ist, gewahrleistet ist, sollten sie das
Recht auf eine medizinische Untersuchung haben. Diese medizinische Untersuchung sollte
von einem Arzt oder einer anderen qualifizierten Fachkraft durchgefiihrt werden, und zwar
entweder — insbesondere dann, wenn bestimmte gesundheitliche Anzeichen Anlass zu
einer solchen Untersuchung geben — auf Initiative der zustindigen Behorden oder auf
Antrag des Kindes, des Triagers der elterlichen Verantwortung oder des Rechtsbeistands
des Kindes. Die Mitgliedstaaten sollten praktische Regelungen fiir medizinische
Untersuchungen, die gemif dieser Richtlinie durchzufiihren sind, sowie den Zugang von
Kindern zu diesen Untersuchungen festlegen. Diese Regelungen kdnnten unter anderem
Situationen zum Gegenstand haben, in denen zwei oder mehr Antrage auf medizinische
Untersuchungen in Bezug auf das gleiche Kind in einem kurzen Zeitraum eingereicht

werden.
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(42)

(43)

(44)

Kinder, die Verdichtige oder beschuldigte Personen in Strafverfahren sind, konnen den
Inhalt von Befragungen, denen sie unterzogen werden, nicht immer verstehen. Um einen
ausreichenden Schutz fiir diese Kinder sicherzustellen, sollte deren Befragung durch die
Polizei oder andere Strafverfolgungsbehérden daher audiovisuell aufgezeichnet werden,
wenn dies verhdltnisméBig ist, wobei unter anderem zu beriicksichtigen ist, ob ein
Rechtsbeistand zugegen ist oder den Kindern die Freiheit entzogen ist, wobei das
Kindeswohl immer eine vorrangige Erwdgung sein sollte. Diese Richtlinie verpflichtet die
Mitgliedstaaten nicht, Befragungen von Kindern durch einen Richter oder ein Gericht

audiovisuell aufzuzeichnen.

Ist eine audiovisuelle Aufzeichnung geméal dieser Richtlinie vorzunehmen und ist diese
aufgrund eines uniiberwindbaren technischen Problems nicht mdglich, so sollte es der
Polizei oder andere Strafverfolgungsbehdrden moglich sein, das Kind ohne audiovisuelle
Aufzeichnung zu befragen, wenn angemessene Anstrengungen unternommen wurden, um
das technische Problem zu iiberwinden, es nicht angemessen ist, die Befragung zu

verschieben, und es mit dem Kindeswohl vereinbar ist.

Unabhéngig davon, ob die Befragungen der Kinder audiovisuell aufgezeichnet werden,
sollten Kinder in jedem Fall in einer Weise befragt werden, die ihrem Alter und Reifegrad

Rechnung trigt.
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(45)

(46)

Kinder sind in einer besonders schutzbediirftigen Lage, wenn ihnen die Freiheit entzogen
ist. Angesichts der mdglichen Risiken fiir ihre korperliche, geistige und soziale
Entwicklung und da der Freiheitsentzug moglicherweise zu Schwierigkeiten bei ithrer
Wiedereingliederung in die Gesellschaft fiihrt, sollten daher besondere Anstrengungen
unternommen werden, den Freiheitsentzug bei Kindern, insbesondere die Inhaftierung von
Kindern in jeder Phase des Verfahrens vor der endgiiltigen gerichtlichen Kldrung der
Frage, ob das betreffende Kind die Straftat begangen hat, zu vermeiden. Die
Mitgliedstaaten konnen praktische Vorkehrungen, wie etwa Leitlinien oder Anleitungen
fiir Polizeikrifte, zur Anwendung dieses Erfordernisses auf Situationen des
Polizeigewahrsams treffen. Die Mdglichkeiten fiir die Polizei oder andere
Strafverfolgungsbehorden, ein Kind in Situationen festzunehmen, in denen dies dem ersten
Anschein nach notwendig erscheint, wie auf frischer Tat oder unmittelbar nach dem

Begehen einer Straftat, bleiben von diesem Erfordernis in jedem Falle unbertihrt.

Die zustindigen Behdrden sollten immer MaBBnahmen erwigen, die eine Alternative zur
Haft darstellen (im Folgenden "alternative MaBBnahmen") und solche MaBBnahmen wenn
moglich ergreifen. Diese alternativen MaBnahmen konnten Folgendes umfassen: ein an das
Kind gerichtetes Verbot, sich an bestimmten Orten aufzuhalten, die Verpflichtung des
Kindes, an einem bestimmten Ort zu wohnen, Einschrankungen im Hinblick auf den
Kontakt zu bestimmten Personen, die Verpflichtung, sich bei den zustindigen Behorden zu
melden, die Teilnahme an ErziehungsmaBBnahmen oder, abhingig von der Einwilligung des

Kindes, die Teilnahme an Heilbehandlungen oder Entziehungskuren.
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(47)

(48)

(49)

Die Inhaftierung von Kindern sollte regelméfig von einem Gericht, bei dem es sich auch
um einen Einzelrichter handeln kann, tiberpriift werden. Es sollte moglich sein, die
regelmiBige Uberpriifung entweder vom Gericht von Amts wegen oder auf Antrag des
Kindes, des Rechtsbeistands des Kindes oder einer Justizbehorde, die kein Gericht ist,
insbesondere eines Staatsanwalts, durchzufiihren. Mitgliedstaaten sollten diesbeziiglich
praktische Vorkehrungen vorsehen, auch in Bezug auf den Fall, dass eine regelméfige
Uberpriifung bereits vom Gericht von Amts wegen durchgefiihrt wurde und das Kind oder
der Rechtsbeistand des Kindes einen Antrag auf die Durchfiihrung einer weiteren

Uberpriifung stellt.

Werden Kinder inhaftiert, sollten besondere SchutzmaBBnahmen zu ihren Gunsten ergriffen
werden. Insbesondere sollten sie im Einklang mit Artikel 37 Buchstabe ¢ des
Ubereinkommens der Vereinten Nationen iiber die Rechte des Kindes von Erwachsenen
getrennt untergebracht werden, es sei denn, dem Kindeswohl entspricht etwas anderes.
Vollendet ein inhaftiertes Kind das 18. Lebensjahr, sollte es moglich sein, es weiterhin
getrennt zu inhaftieren, sofern dies unter Beriicksichtigung der Umsténde der betroffenen
Person gerechtfertigt ist. Bei inhaftierten Kindern ist angesichts der ihnen eigenen
Schutzbediirftigkeit besonders darauf zu achten, wie sie behandelt werden. Kinder sollten

im Einklang mit ihren Bediirfnissen Zugang zu Bildungseinrichtungen haben.

Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass Kinder, die Verdédchtige oder beschuldigte
Person sind und die sich in Polizeigewahrsam befinden, von Erwachsenen getrennt
untergebracht werden, es sei denn, dem Kindeswohl entspricht etwas anderes oder es ist in
Ausnahmefillen in der Praxis nicht mdglich, die Trennung vorzunehmen, sofern die
Weise, in der Kinder zusammen mit Erwachsenen untergebracht sind, als mit dem
Kindeswohl vereinbar angesehen wird. So sollte es beispielsweise in diinn besiedelten
Gebieten ausnahmsweise moglich sein, Kinder mit Erwachsenen im Polizeigewahrsam
unterzubringen, es sei denn, dies widersprache dem Kindeswohl. In diesen Situationen
sollte von den zustidndigen Behdrden besondere Aufmerksamkeit verlangt werden, um die

korperliche Unversehrtheit und das Wohlbefinden des Kindes zu schiitzen.
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(50)

(D

(52)

(33)

(34)

Es sollte mdglich sein, Kinder mit jungen Erwachsenen zu inhaftieren, es sei denn, dies
widerspricht dem Kindeswohl. Es obliegt den Mitgliedstaaten festzulegen, welche
Personen nach ihren nationalen Rechtsvorschriften und Verfahren als junge Erwachsene
gelten. Den Mitgliedstaaten wird nahegelegt, festzulegen, dass Personen, die liber 24 Jahre

alt sind, nicht als junge Erwachsene eingestuft werden.

Werden Kinder inhaftiert, sollten die Mitgliedstaaten die in dieser Richtlinie vorgesehenen
angemessenen MalBnahmen ergreifen. Diese MaBBnahmen sollten unter anderem die
wirksame und regelméfige Ausiibung ihres Rechts auf Familienleben gewihrleisten.
Kinder sollten das Recht haben, durch Besuche und Schriftwechsel regelméBige Kontakte
mit ihren Eltern, Familienangehorigen und Freunden aufrechtzuerhalten, es sei denn, im
Interesse des Kindeswohls oder im Interesse der Justiz sind ausnahmsweise

Einschridnkungen erforderlich.

Die Mitgliedstaaten sollten auch geeignete Mallnahmen ergreifen, um die Achtung der
Religions- und Weltanschauungsfreiheit zu gewihrleisten. In dieser Hinsicht sollten die
Mitgliedstaaten insbesondere von einem Eingriff in die Religion oder die Weltanschauung
des Kindes absehen. Mitgliedstaaten sind jedoch nicht verpflichtet, aktive Schritte zu

unternechmen, um Kinder beim Gebet zu unterstiitzen.

Gegebenenfalls sollten die Mitgliedstaaten auch geeignete MaBBnahmen in anderen Arten
des Freiheitsentzugs ergreifen. Die ergriffenen MaBBnahmen sollten verhéltnismafig und
der Art des Freiheitsentzugs, wie Polizeigewahrsam oder Haft, und dessen Dauer

angemessen sein.

Personen, die beruflich in direktem Kontakt zu Kindern stehen, sollten den besonderen
Bediirfnissen von Kindern verschiedener Altersgruppen Rechnung tragen und
sicherstellen, dass die Verfahrensablaufe kindgerecht sind. Zu diesen Zwecken sollten

diese Personen im Umgang mit Kindern entsprechend geschult werden.
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(35)

(56)

(57)

Kinder sollten entsprechend ihrem Alter, Reifegrad und ihrem Verstdandnis und unter
Beriicksichtigung besonderer Bediirfnisse einschlieBlich etwaiger

Kommunikationsschwierigkeiten behandelt werden.

Die Privatsphire der Kinder in Strafverfahren sollte unter Beriicksichtigung der
unterschiedlichen Rechtstraditionen und -ordnungen der Mitgliedstaaten so gut wie
moglich geschiitzt werden, um unter anderem ihre Wiedereingliederung in die Gesellschaft
zu erleichtern. Die Mitgliedstaaten sollten vorsehen, dass Gerichtsverhandlungen, an denen
Kinder beteiligt sind, grundsitzlich unter Ausschluss der Offentlichkeit stattfinden oder
Gerichten oder Richtern die Moglichkeit einrdumen, diese Verhandlungen unter
Ausschluss der Offentlichkeit durchzufiihren. Dies gilt unbeschadet der 6ffentlichen
Bekanntgabe von Urteilen gemidf3 Artikel 6 EMRK.

Kinder sollten das Recht haben, sich von dem Trager der elterlichen Verantwortung bei
Gerichtsverhandlungen, an denen sie beteiligt sind, begleiten zu lassen. Ist mehr als eine
Person Trager der elterlichen Verantwortung fiir das Kind, sollte das Kind das Recht
haben, von allen diesen Personen begleitet zu werden, es sei denn, dies ist in der Praxis
trotz angemessener Anstrengungen der zustdndigen Behorden nicht moglich. Die
Mitgliedstaaten sollten praktische Vorkehrungen fiir die Wahrnehmung des Rechts der
Kinder sich bei Gerichtsverhandlungen, an denen sie beteiligt sind, von einem Triager der
elterlichen Verantwortung begleiten zu lassen, sowie fiir die Bedingungen, unter denen
eine begleitende Person voriibergehend von der Gerichtsverhandlung ausgeschlossen
werden kann, vorsehen. Diese Vorkehrungen konnten unter anderem die Situation
betreffen, in der der Trager der elterlichen Verantwortung voriibergehend dem Kind nicht
zur Verfligung steht oder der Trédger der elterlichen Verantwortung nicht von der
Moglichkeit, das Kind zu begleiten, Gebrauch machen mdchte, soweit das Kindeswohl

berticksichtigt wird.
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(58)

(39)

(60)

(61)

Unter bestimmten Umstdnden, die sich auch auf eine der Personen beziehen konnen, die
Trager der elterlichen Verantwortung sind, sollte das Kind das Recht haben, sich bei
Gerichtsverhandlungen von einem geeigneten Erwachsenen begleiten zu lassen, der nicht
der Triger der elterlichen Verantwortung ist. Zu diesen Umsténden gehort die Situation, in
der der Tréger der elterlichen Verantwortung, der das Kind begleitet, das Strafverfahren
erheblich gefdhrden konnte, insbesondere wenn objektive und tatsdchliche Umsténde
darauf hindeuten oder den Verdacht erzeugen, dass Beweise zerstort oder verdandert oder
Zeugen beeinflusst werden konnten, oder wenn ein Triger der elterlichen Verantwortung

an der mutmaBlichen Straftat gemeinsam mit dem Kind beteiligt gewesen sein konnte.

Nach dieser Richtlinie sollten Kinder auch das Recht haben, in anderen Phasen des
Verfahrens, in denen sie anwesend sind - etwa wihrend polizeilicher Befragungen - vom

Tréger der elterlichen Verantwortung begleitet zu werden.

Das Recht des Beschuldigten, personlich zur Verhandlung zu erscheinen, ist Teil des
Rechts auf ein faires Verfahren nach Artikel 47 der Charter und Artikel 6 EMRK in der
Auslegung durch den Gerichtshof und durch den Europédischen Gerichtshof fiir
Menschenrechte. Die Mitgliedstaaten sollten geeignete Mafinahmen ergreifen, um die
Anwesenheit der betroffenen Kinder wihrend der Verhandlung zu fordern, etwa indem sie
personlich vorgeladen werden und einem Trager der elterlichen Verantwortung oder —
wenn dies dem Kindeswohl abtréglich wére — einem anderen geeigneten Erwachsenen eine
Abschrift der Vorladung {ibermittelt wird. Die Mitgliedstaaten sollten praktische
Regelungen fiir die Anwesenheit eines Kindes bei der Gerichtsverhandlung festlegen.
Diese Regelungen konnten unter anderem Bestimmungen dariiber enthalten, unter welchen

Bedingungen ein Kind voriibergehend von der Verhandlung ausgeschlossen werden kann.

Bestimmte in dieser Richtlinie vorgesehene Rechte sollten fiir Kinder, die gesuchte

Personen sind, ab dem Zeitpunkt ihrer Festnahme im Vollstreckungsmitgliedstaat gelten.
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(62)

(63)

(64)

Die Verfahren zur Vollstreckung des Européischen Haftbefehls spielen bei der
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten in Strafsachen eine zentrale Rolle. Die
Einhaltung der im Rahmenbeschluss 2002/584/J1 vorgesehenen Fristen ist fiir diese
Zusammenarbeit von wesentlicher Bedeutung. Daher sollten diese Fristen eingehalten
werden, Kinder, die gesuchte Personen sind, aber dennoch ihre Rechte nach dieser
Richtlinie in einem Verfahren zur Vollstreckung eines Europédischen Haftbefehls

uneingeschrinkt wahrnehmen kénnen.

Die Mitgliedstaaten sollten geeignete Mallnahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass die
Richter und Staatsanwilte, die Félle mit Beteiligung von Kindern bearbeiten, besondere
Sachkunde in diesem Bereich oder wirksamen Zugang zu spezifischen Schulungen
insbesondere in Bezug auf die Rechte von Kindern, geeignete Befragungsmethoden,
Kinderpsychologie und die Kommunikation in einer kindgerechten Sprache haben. Die
Mitgliedstaaten sollten auch geeignete Mallnahmen ergreifen, um diese spezifischen
Schulungen fiir Rechtsanwilte, die Strafverfahren mit Beteiligung von Kindern bearbeiten,

zu fordern.

Damit die Wirksamkeit dieser Richtlinie tiberpriift und bewertet werden kann, miissen aus
den verfiigbaren Daten einschldgige Daten {iber die Umsetzung der in dieser Richtlinie
festgelegten Rechte erhoben werden. Zu diesen Daten gehdren die von Justiz- und
Strafverfolgungsbehorden erfassten Daten und — soweit moglich — von Gesundheits- und
Sozialfiirsorgediensten zusammengestellte Verwaltungsdaten in Bezug auf die in dieser
Richtlinie festgelegten Rechte, insbesondere die Zahl der Kinder, die Zugang zu einem
Rechtsbeistand erhielten, die Zahl der durchgefiihrten individuellen Begutachtungen, die
Zahl der audiovisuell aufgezeichneten Befragungen und die Zahl der Kinder, denen die

Freiheit entzogen worden ist.
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(65) Die Mitgliedstaaten sollten die in der Richtlinie festgelegten Rechte ohne
Diskriminierungen insbesondere wegen der Rasse, der Hautfarbe, dem Geschlecht, der
sexuellen Orientierung, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen
Anschauung, der Staatsangehorigkeit, der ethnischen oder sozialen Herkunft, des

Vermogens, einer Behinderung oder der Geburt achten und garantieren.

(66) Diese Richtlinie wahrt die in der Charta und der EMRK anerkannten Grundrechte und
Grundsitze, darunter das Verbot von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender
Behandlung, das Recht auf Freiheit und Sicherheit sowie auf Achtung des Privat- und
Familienlebens, das Recht auf Unversehrtheit, die Rechte des Kindes, das Recht auf
Integration von Menschen mit Behinderung, das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf
und auf ein faires Verfahren, die Unschuldsvermutung und die Verteidigungsrechte. Diese

Richtlinie sollte unter Wahrung dieser Rechte und Grundsitze umgesetzt werden.

(67) Mit dieser Richtlinie werden Mindestvorschriften festgelegt. Den Mitgliedstaaten sollte es
moglich sein, die in dieser Richtlinie festgelegten Rechte auszuweiten, um ein hoheres
Schutzniveau zu gewéhrleisten. Ein hoheres Schutzniveau darf der gegenseitigen
Anerkennung gerichtlicher Entscheidungen, die mit diesen Mindestvorschriften erleichtert
werden soll, nicht entgegenstehen. Das von den Mitgliedstaaten gewéhrte Schutzniveau
sollte nie unter den Standards der Charta oder der EMRK in der Auslegung durch den
Gerichtshof und durch den Europidischen Gerichtshof fiir Menschenrechte liegen.
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(68)

(69)

(70)

(71)

Da das Ziel dieser Richtlinie, ndmlich die Festlegung gemeinsamer Mindestvorschriften
iiber Verfahrensgarantien fiir Kinder, die Verdédchtige oder beschuldigte Personen in einem
Strafverfahren sind, von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden kann,
sondern vielmehr wegen seines Umfangs und seiner Wirkung auf Unionsebene besser zu
verwirklichen ist, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 EUV verankerten
Subsidiarititsprinzip titig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten
Grundsatz der VerhidltnismaBigkeit geht diese Richtlinie nicht liber das fiir die

Verwirklichung dieser Ziele erforderliche MaR hinaus.

Gemal den Artikeln 1 und 2 des dem EUV und dem AEUV beigefiigten Protokolls Nr. 21
iiber die Position des Vereinigten Konigreichs und Irlands hinsichtlich des Raums der
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts und unbeschadet des Artikels 4 dieses Protokolls
beteiligen sich diese Mitgliedstaaten nicht an der Annahme dieser Richtlinie und sind

weder durch diese Richtlinie gebunden noch zu ihrer Anwendung verpflichtet.

Nach den Artikeln 1 und 2 des dem EUV und dem AEUV beigefiigten Protokolls Nr. 22
iber die Position Dénemarks beteiligt sich Ddnemark nicht an der Annahme dieser
Richtlinie und ist weder durch diese Richtlinie gebunden noch zu ihrer Anwendung

verpflichtet.

Im Einklang mit der Gemeinsamen Politischen Erkldrung der Mitgliedstaaten und der
Kommission vom 28. September 2011 zu erlduternden Dokumenten’ haben sich die
Mitgliedstaaten dazu verpflichtet, in begriindeten Féllen zusatzlich zur Mitteilung ihrer
Umsetzungsmafnahmen ein erlduterndes Dokument oder mehrere derartige Dokumente zu
iibermitteln, in dem bzw. denen der Zusammenhang zwischen den Bestandteilen einer
Richtlinie und den entsprechenden Teilen nationaler Umsetzungsinstrumente erldutert
wird. In Bezug auf diese Richtlinie hilt der Gesetzgeber die Ubermittlung derartiger
Dokumente fiir gerechtfertigt —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

1

ABI. C 369 vom 17.12.2011, S. 14.
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Artikel 1

Gegenstand

Mit dieser Richtlinie werden gemeinsame Mindestvorschriften fiir bestimmte Rechte von Kindern

festgelegt,
a) die Verdéchtige oder beschuldigte Personen in einem Strafverfahren sind oder
b) gegen die ein Verfahren zur Vollstreckung des Europdischen Haftbefehls auf der

Grundlage des Rahmenbeschlusses 2002/584/J1 (im Folgenden "gesuchte Personen")

eingeleitet worden ist.

Artikel 2

Anwendungsbereich

(1) Diese Richtlinie gilt fiir Kinder, die Verdédchtige oder beschuldigte Personen in einem
Strafverfahren sind. Die Richtlinie gilt bis zur endgiiltigen Kldrung der Frage, ob der
Verdichtige oder die beschuldigte Person eine Straftat begangen hat, gegebenenfalls

einschlieBlich einer Verurteilung und einer Entscheidung in einem Rechtsmittelverfahren.

(2) Diese Richtlinie gilt fiir Kinder, die gesuchte Personen sind, ab dem Zeitpunkt ihrer
Festnahme im Vollstreckungsmitgliedstaat gemél Artikel 17.
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3)

“4)

)

(6)

Mit Ausnahme des Artikels 5, des Artikels 8 Absatz 3 Buchstabe b und des Artikels 15 —
soweit diese Vorschriften sich auf einen Trager der elterlichen Verantwortung beziehen —
gelten diese Richtlinie oder bestimmte Vorschriften dieser Richtlinie fiir Personen nach
Absatze 1 und 2 des vorliegenden Artikels, sofern diese Personen bei Verfahrensbeginn
Kinder waren, im Verlauf des Verfahrens jedoch das 18. Lebensjahr vollendet haben, und
die Anwendung dieser Richtlinie oder bestimmter Vorschriften dieser Richtlinie unter den
Umsténden des Einzelfalles, einschlieBlich des Reifegrads und der Schutzbediirftigkeit der
betroffenen Person, angemessen ist. Die Mitgliedstaaten konnen beschlieen, diese

Richtlinie nicht anzuwenden, wenn die betroffene Person das 21. Lebensjahr vollendet hat.

Diese Richtlinie gilt fiir Kinder, die urspriinglich nicht Verdéchtige oder beschuldigte
Personen waren, aber wéihrend der Befragung durch die Polizei oder eine andere

Strafverfolgungsbehorde zu Verddchtigen oder beschuldigten Personen werden.

Diese Richtlinie beriihrt nicht die nationalen Vorschriften zur Bestimmung des Alters der

Strafmiindigkeit.

Unbeschadet des Rechts auf ein faires Verfahren findet diese Richtlinie in Bezug auf

geringfiigige Zuwiderhandlungen

a) in Fillen, in denen das Recht eines Mitgliedstaats die Verhdngung einer Sanktion
durch eine Behorde, die kein in Strafsachen zustdndiges Gericht ist, vorsieht und in
denen gegen die Verhdngung einer solchen Sanktion bei einem solchen Gericht ein
Rechtsbehelf eingelegt werden kann oder dieses Gericht mit der Verhdngung der

Sanktion befasst werden kann, oder
b) in Féllen, in denen Freiheitsentzug nicht als Sanktion verhdngt werden kann,
nur auf das Verfahren vor einem in Strafsachen zusténdigen Gericht Anwendung

Diese Richtlinie findet jedoch in jedem Fall uneingeschrinkt Anwendung, wenn dem Kind

die Freiheit entzogen wird, unabhingig vom Stadium des Strafverfahrens.
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Artikel 3
Begriffsbestimmungen

Fiir die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

,,Kind* eine Person im Alter von unter achtzehn Jahren;

,» Trager der elterlichen Verantwortung® jede Person, die die elterliche Verantwortung fiir

ein Kind austibt;

welterliche Verantwortung® die gesamten Rechte und Pflichten betreffend die Person oder
das Vermogen eines Kindes, die einer natiirlichen oder juristischen Person durch
Gerichtsentscheidung oder kraft Gesetzes oder durch eine rechtlich bindende Vereinbarung

iibertragen wurden, einschlieBlich des Sorge- und Umgangsrechts.

Falls in Bezug auf Nummer 1 Zweifel daran bestehen, ob eine Person das 18. Lebensjahr vollendet

hat, gilt diese Person als Kind.

(1

Artikel 4
Auskunftsrecht

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Kinder im Einklang mit der Richtlinie 2012/13/EU
umgehend iiber ihre Rechte und {iber allgemeine Aspekte der Durchfiihrung des
Verfahrens unterrichtet werden, wenn sie davon in Kenntnis gesetzt werden, dass sie

Verdichtige oder beschuldigte Personen in einem Strafverfahren sind.
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Die Mitgliedstaaten stellen auBerdem sicher, dass Kinder iiber die in dieser Richtlinie

festgelegten Rechte unterrichtet werden. Dies erfolgt wie folgt:

a) umgehend, wenn Kinder davon in Kenntnis gesetzt werden, dass sie Verdichtige

oder beschuldigt Personen sind, in Bezug auf:

i)  das Recht auf Unterrichtung des Trigers der elterlichen Verantwortung geméif

Artikel 5,
i1)  das Recht auf Unterstiitzung durch einen Rechtsbeistand gemif3 Artikel 6,
ii1)  das Recht auf Schutz der Privatsphiare gemif3 Artikel 14,

iv)  das Recht, vom Tréger der elterlichen Verantwortung in anderen Phasen des
Verfahrens als den Gerichtsverhandlungen begleitet zu werden, gemal

Artikel 15 Absatz 4,
v)  das Recht auf Prozesskostenhilfe gemal3 Artikel 18;
b) in der frithestmdglichen geeigneten Phase des Verfahrens, in Bezug auf:
1) das Recht auf eine individuelle Begutachtung gemédl3 Artikel 7,

i1)  das Recht auf eine medizinische Untersuchung, einschlieBlich des Rechts auf

medizinische Unterstiitzung, geméf Artikel 8,

iii)  das Recht auf die Begrenzung des Freiheitsentzugs und auf die Anwendung
alternativer MaBBnahmen, einschlieflich des Rechts auf regelmaBige

Uberpriifung der Haft, geméB Artikel 10 und 11,

PE-CONS 2/16 AMM/mfa 29
DGD 2 DE



2

3)

(M

iv)  das Recht auf Begleitung durch den Tréager der elterlichen Verantwortung bei

Gerichtsverhandlungen gemil3 Artikel 15 Absatz 1,
v)  das Recht, personlich zu der Verhandlung zu erscheinen, gemaf3 Artikel 16;
vi) das Recht auf wirksamen Rechtsbehelf gemidl3 Artikel 19,

c) bei Freiheitsentzug in Bezug auf das Recht auf besondere Behandlung wihrend des

Freiheitsentzugs gemal Artikel 12.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die in Absatz 1 vorgesehenen Informationen
miindlich, schriftlich oder in beiden Formen in einfacher und versténdlicher Sprache erteilt
werden und die Tatsache, dass die Informationen erteilt wurden, im Einklang mit dem im

nationalen Recht vorgesehenen Verfahren fiir Aufzeichnungen festgehalten wird.

Wird Kindern eine schriftliche Erklarung der Rechte gemaf3 der Richtlinie 2012/13/EU
ausgehindigt, stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass diese Erkldrung einen Hinweis auf

die in dieser Richtlinie vorgesehenen Rechte enthilt.

Artikel 5

Recht des Kindes auf Information des Trdgers der elterlichen Verantwortung

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass einem Trager der elterlichen Verantwortung
moglichst rasch die Informationen mitgeteilt werden, auf deren Erhalt das Kind gemél

Artikel 4 ein Recht hat.
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(2) Die in Absatz 1 genannten Informationen werden einem anderen geeigneten Erwachsenen,
der von dem Kind benannt und von der zustindigen Behorde als solcher akzeptiert wird,

erteilt, wenn die Unterrichtung des Trégers der elterlichen Verantwortung geméf Absatz 1:
a)  dem Kindeswohl abtriglich sein wiirde,

b)  nicht moglich ist, weil — nach Vornahme angemessener Anstrengungen — kein Trager

der elterlichen Verantwortung erreichbar oder seine Identitit unbekannt ist,

c) aufgrund objektiver und tatsdchlicher Umsténde das Strafverfahren erheblich

gefahrden konnte,

Hat das Kind keinen anderen geeigneten Erwachsenen benannt oder wird der vom Kind
benannte Erwachsene von der zustindigen Behorde nicht akzeptiert, bestellt die zustandige
Behorde unter Beriicksichtigung des Kindeswohls eine andere geeignete Person und
libermittelt ihr diese Informationen. Diese Person kann auch ein Vertreter einer Behorde
oder einer anderen fiir den Schutz oder das Wohlergehen von Kindern verantwortlichen

Einrichtung sein.

3) Fallen die Umstinde weg, die zur Anwendung des Absatzes 2 Buchstabe a, b oder ¢
fithrten, wird jede Information, die das Kind geméf Artikel 4 erhélt und die im Verlaufe

des Verfahrens erheblich bleibt, dem Triger der elterlichen Verantwortung iibermittelt.
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Artikel 6

Unterstiitzung durch einen Rechtsbeistand

(1) Kinder, die Verdichtige oder beschuldigte Person in einem Strafverfahren sind, haben das
Recht auf Zugang zu einem Rechtsbeistand gemal3 der Richtlinie 2013/48/EU. Dieses
Recht wird durch keine Bestimmung der vorliegenden Richtlinie, insbesondere nicht durch

diesen Artikel, beeintrachtigt.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Kinder geméf diesem Artikel durch einen
Rechtsbeistand unterstiitzt werden, damit sie die Verteidigungsrechte wirksam

wahrnehmen konnen.

3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Kinder unverziiglich von einem Rechtsbeistand
unterstiitzt werden, wenn sie davon in Kenntnis gesetzt werden, dass sie Verdédchtige oder
beschuldigte Person sind. In jedem Fall werden Kinder ab dem zuerst eintretenden der

folgenden Zeitpunkte von einem Rechtsbeistand unterstiitzt:

a)  vor ihrer Befragung durch die Polizei oder andere Strafverfolgungs- oder

Justizbehorden;

b)  ab der Durchfiihrung von Ermittlungs- oder anderen Beweiserhebungshandlungen

durch Ermittlungs- oder andere zustindige Behorden gemill Absatz 4 Buchstabe c;
¢) unverziiglich nach dem Entzug der Freiheit;

d)  wenn sie vor ein in Strafsachen zustéindiges Gericht geladen wurden, rechtzeitig

bevor sie vor diesem Gericht erscheinen.
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(4) Zur Unterstiitzung durch einen Rechtsbeistand gehort Folgendes:

a)

b)

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Kinder das Recht haben, mit dem
Rechtsbeistand, der sie vertritt, unter vier Augen zusammenzutreffen und mit ihm zu
kommunizieren, auch vor der Befragung durch die Polizei oder andere

Strafverfolgungs- oder Justizbehdrden.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Kinder von einem Rechtsbeistand unterstiitzt
werden, wenn sie befragt werden, und dass der Rechtsbeistand effektiv an der
Befragung teilnehmen kann. Diese Teilnahme erfolgt gemdl den Verfahren des
nationalen Rechts, sofern diese Verfahren die wirksame Ausiibung oder den
Wesensgehalt des betreffenden Rechts nicht beeintrdchtigen. Ist ein Rechtsbeistand
wihrend der Befragung anwesend, wird die Tatsache, dass diese Teilnahme
stattgefunden hat unter Verwendung des Verfahrens fiir Aufzeichnungen nach dem

nationalen Recht festgehalten.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Kinder von einem Rechtsbeistand zumindest
in den folgenden Ermittlungs- oder Beweiserhebungshandlungen unterstiitzt werden,
falls diese im nationalen Recht vorgesehen sind und falls die Anwesenheit des
Verdéchtigen oder der beschuldigten Person bei den betreffenden Handlungen

vorgeschrieben oder zuldssig ist:
1)  Identifizierungsgegeniiberstellungen;
i)  Vernehmungsgegeniiberstellungen;

iii)  Tatortrekonstruktionen.
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(5) Die Mitgliedstaaten beachten die Vertraulichkeit der Kommunikation zwischen Kindern
und ihrem Rechtsbeistand bei der Wahrnehmung des in dieser Richtlinie vorgesehenen
Rechts auf Unterstiitzung durch einen Rechtsbeistand. Eine solche Kommunikation
umfasst auch Treffen, Schriftverkehr, Telefongespriche und sonstige nach nationalem

Recht zuldssige Kommunikationsformen.

(6) Die Mitgliedstaaten konnen — sofern dies mit dem Recht auf ein faires Verfahren vereinbar
ist und das Kindeswohl immer eine vorrangige Erwdgung ist — von den Verpflichtungen
gemil Absatz 3 abweichen, wenn die Unterstiitzung durch einen Rechtsbeistand unter
Beriicksichtigung der Umstdnde des Falles nicht verhéltnisméBig ist, wobei der Schwere
der mutmaBlichen Straftat, der Komplexitit des Falles und der MaBBnahmen, die in Bezug

auf eine solche Straftat ergriffen werden kénnen, Rechnung zu tragen.

Die Mitgliedstaaten stellen in jedem Fall sicher, dass Kinder durch einen Rechtsbeistand

unterstiitzt werden,

a)  wenn sie - in jeder Phase des Verfahrens im Anwendungsbereich dieser Richtlinie -

einem zustdndigen Gericht zur Entscheidung iiber eine Haft vorgefiihrt werden und
b)  wenn sie sich in Haft befinden.

Ferner stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass Freiheitsentzug nicht als Strafe verhdngt
wird, wenn das Kind nicht derart durch einen Rechtsbeistand unterstiitzt worden ist, dass
es die Verteidigungsrechte effektiv wahrnehmen konnte, und in jedem Fall wéhrend der

Hauptverhandlungen.
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(7) Hat das Kind gemil diesem Artikel Unterstiitzung durch einen Rechtsbeistand zu erhalten,
ist aber kein Rechtsbeistand anwesend, miissen die zustdndigen Behdérden die Befragung
des Kindes oder andere in Absatz 4 Buchstabe ¢ genannte Ermittlungs- oder
Beweiserhebungshandlungen fiir eine angemessene Zeit verschieben, um das Eintreffen
des Rechtsbeistands zu ermdglichen oder, wenn das Kind keinen Rechtsbeistand benannt

hat, um einen Rechtsbeistand fiir das Kind zu bestellen.

(8) Unter auflergewohnlichen Umsténden und nur im vorgerichtlichen Stadium kdnnen die
Mitgliedstaaten voriibergehend von der Anwendung der nach Absatz 3 gewidhrten Rechte
abweichen, wenn dies unter Berticksichtigung der besonderen Umstinde des Falles durch

einen der nachstehenden zwingenden Griinde gerechtfertigt ist:

a)  wenn dies zur Abwehr schwerwiegender, nachteiliger Auswirkungen auf das Leben,
die Freiheit oder die korperliche Unversehrtheit einer Person dringend erforderlich

ist;

b)  wenn ein sofortiges Handeln der Ermittlungsbehdrden zwingend geboten ist, um eine
erhebliche Gefdahrdung eines sich auf eine schwere Straftat beziehenden

Strafverfahrens abzuwenden.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die zustindigen Behorden bei der Anwendung

dieses Absatzes das Kindeswohl berticksichtigen.

Eine Entscheidung, die Befragung ohne Rechtsbeistand gemil3 diesem Absatz
fortzusetzen, kann nur auf Einzelfallbasis entweder von einer Justizbehorde oder — unter
der Bedingung, dass die Entscheidung einer richterlichen Kontrolle unterzogen werden

kann — von einer anderen zustdndigen Behorde getroffen werden.
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(1

2

3)

“4)

Artikel 7
Recht aufindividuelle Begutachtung

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die besonderen Bediirfnisse von Kindern in Bezug

auf Schutz, Erziehung, Ausbildung und soziale Integration beriicksichtigt werden.

Zu diesem Zweck werden Kinder, die Verdédchtige oder beschuldigte Personen in
Strafverfahren sind, einer individuellen Begutachtung unterzogen. Bei der individuellen
Begutachtung wird insbesondere der Personlichkeit und dem Reifegrad des Kindes, dem
wirtschaftlichen, sozialen und familidren Hintergrund des Kindes und mdglichen

spezifischen Schutzbediirftigkeiten des Kindes Rechnung getragen.

Umfang und Genauigkeit der individuellen Begutachtung richten sich nach den Umstdnden
des Einzelfalles, den Mallnahmen, die ergriffen werden kdnnen, falls das Kind der zur Last
gelegten Straftat fiir schuldig befunden wird, und danach, ob das Kind in der jiingeren

Vergangenheit einer individuellen Begutachtung unterzogen wurde.

Die individuelle Begutachtung dient der Feststellung und der im Einklang mit dem im
betroffenen Mitgliedstaat vorgesehenen Verfahren vorzunehmenden Aufzeichnung der
Informationen {iber den individuellen Charakter und die individuellen Umsténde des

Kindes, die den zustéindigen Behdrden von Nutzen sein konnen, wenn sie
a) festlegen, ob spezifische MaBBnahmen zugunsten des Kindes ergriffen werden sollten,

b)  bewerten, ob vorbeugende MaBnahmen in Bezug auf das Kind angemessen und

wirksam sind,

c) im Zusammenhang mit dem Strafverfahren, einschlielich der Verurteilung, eine

Entscheidung treffen oder eine Maflnahme ergreifen.
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)

(6)

(7

®)

©)

(1

Die individuelle Begutachtung erfolgt in der frithestmoglichen geeigneten Phase des

Verfahrens, und, nach Mallgabe des Absatzes 6, vor Anklageerhebung.

Fehlt es an einer individuellen Begutachtung, kann die Anklageschrift dennoch vorgelegt
werden, wenn dies dem Kindeswohl dient und die individuelle Begutachtung in jedem Fall

zu Beginn der Hauptverhandlungen zur Verfiigung steht.

Individuelle Begutachtungen werden unter enger Einbeziehung des Kindes vorgenommen.
Sie werden von qualifiziertem Personal und soweit wie moglich im Rahmen eines
multidisziplindren Vorgehens sowie, soweit angemessen, unter Einbeziehung des Trigers
der elterlichen Verantwortung oder eines anderen geeigneten Erwachsenen gemal3 Artikel

5 und Artikel 15 und/oder eines Sachverstindigen durchgefiihrt.

Tritt eine wesentliche Anderung der Elemente ein, die der individuellen Begutachtung
zugrunde liegen, so stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die individuelle Begutachtung

im Zuge des Strafverfahrens auf den neuesten Stand gebracht wird.

Die Mitgliedstaaten konnen von der Verpflichtung zur Vornahme einer individuelle
Begutachtung abweichen, wenn dies aufgrund der Umsténde des Falles gerechtfertigt ist

und mit dem Kindeswohl vereinbar ist.

Artikel 8

Recht auf eine medizinische Untersuchung

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Kinder, denen die Freiheit entzogen wurde, das
Recht auf eine unverziigliche medizinische Untersuchung haben, damit insbesondere ihre
allgemeine geistige und korperliche Verfassung beurteilt werden kann. Die medizinische
Untersuchung muss méglichst wenig eingreifend sein und von einem Arzt oder einer

anderen qualifizierten Fachkraft durchgefiihrt werden.
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(2) Die Ergebnisse dieser medizinischen Untersuchung werden bei der Feststellung
berticksichtigt, ob das Kind Befragungen, anderen Ermittlungs- oder
Beweiserhebungshandlungen oder zulasten des Kindes ergriffenen oder geplanten

MafBnahmen gewachsen ist.

3) Die medizinische Untersuchung wird entweder von der zustdndigen Behorden von Amts

wegen durchgefiihrt — insbesondere dann, wenn bestimmte gesundheitliche Anzeichen eine

solche Untersuchung erfordern — oder auf Antrag einer der folgenden Personen:
a)  des Kindes,

b)  des Trigers der elterlichen Verantwortung oder eines anderen geeigneten

Erwachsenen gemal Artikel 5 und Artikel 15;
c¢) des Rechtsbeistands des Kindes.

4) Das Ergebnis der medizinischen Untersuchung wird schriftlich festgehalten. Sofern

erforderlich, wird medizinische Unterstiitzung geleistet.

(&) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass eine weitere medizinische Untersuchung

durchgefiihrt wird, wenn die Umsténde dies erfordern.
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Artikel 9
Audiovisuelle Aufzeichnung der Befragung

(D) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass von der Polizei oder einer anderen
Strafverfolgungsbehdrde wihrend des Strafverfahrens durchgefiihrte Befragungen
audiovisuell aufgezeichnet werden, wenn dies unter den Umstinden des Falles
verhéltnismaBig ist, wobei unter anderem zu beriicksichtigen ist, ob ein Rechtsbeistand
zugegen oder dem Kind die Freiheit entzogen ist, sofern das Kindeswohl immer eine

vorrangige Erwégung ist.

(2) Sofern nicht audiovisuell aufgezeichnet wird, wird die Befragung auf andere Art und
Weise aufgezeichnet, etwa mit einem schriftlichen Protokoll, das gebiihrend iiberpriift

wird.

3) Dieser Artikel lasst die Moglichkeit, Fragen ausschlielich zum Zwecke der

Identifizierung des Kindes zu stellen, ohne dass eine audiovisuelle Aufzeichnung erfolgt,

unbertihrt.
Artikel 10
Begrenzung des Freiheitsentzugs
(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Freiheitsentzug bei Kindern in jeder Phase des

Verfahrens auf den kiirzesten angemessenen Zeitraum begrenzt wird. Dem Alter und der
individuellen Situation des Kindes sowie den besonderen Umsténden des Falles ist

gebiihrend Rechnung zu tragen.
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(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Freiheitsentzug, insbesondere Haft, bei Kindern
nur als letztes Mittel eingesetzt wird. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass jede
Inhaftierung auf einer begriindeten Entscheidung beruht, die der gerichtlichen Uberpriifung
unterliegt. Eine derartige Entscheidung unterliegt auch einer regelméBigen, in
angemessenen Zeitabstinden erfolgenden Uberpriifung durch ein Gericht, die entweder
von Amts wegen oder auf Antrag des Kindes, des Rechtsbeistands des Kindes oder einer
Justizbehorde, die kein Gericht ist, durchgefiihrt wird. Unbeschadet der Unabhéngigkeit
der Justiz stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass Entscheidungen nach diesem Absatz

unverziiglich getroffen werden.
Artikel 11
Alternative Mafsnahmen

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die zustandigen Behorden nach Mdglichkeit auf
MafBnahmen zuriickgreifen, die eine Alternative zur Haft darstellen (im Folgenden "alternative

Mafnahmen").
Artikel 12
Besondere Behandlung bei Freiheitsentzug

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass inhaftierte Kinder von Erwachsenen getrennt

untergebracht werden, es sei denn, dem Kindeswohl entspricht etwas anderes.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen auch sicher, dass Kinder, die sich in Polizeigewahrsam

befinden, von Erwachsenen getrennt untergebracht werden, es sei denn:

a)  es wird davon ausgegangen, dem Kindeswohl entspricht etwas anderes oder
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b)  esistin der Praxis ausnahmsweise nicht moglich, dies zu tun, sofern die gemeinsame
Unterbringung von Kindern mit Erwachsenen in einer Weise erfolgt, die mit dem

Kindeswohl vereinbar ist.

3) Unbeschadet des Absatzes 1 sehen die Mitgliedstaaten die Moglichkeit vor, ein inhaftiertes
Kind bei Vollendung des 18. Lebensjahres weiterhin getrennt von anderen inhaftierten
Erwachsenen unterzubringen, sofern dies unter Beriicksichtigung der Umsténde dieser
Person gerechtfertigt ist und mit dem Wohl der Kinder vereinbar ist, die mit dieser Person

inhaftiert sind.

(4) Unbeschadet des Absatzes 1 und unter Beriicksichtigung des Absatzes 3 konnen Kinder

mit jungen Erwachsenen inhaftiert sein, es sei denn, dies widerspricht dem Kindeswohl.
%) Befinden sich Kinder in Haft, so treffen die Mitgliedstaaten geeignete Vorkehrungen, um

a)  ihre gesundheitliche sowie ihre korperliche und geistige Entwicklung zu

gewdhrleisten und zu schiitzen,

b)  ihr Recht auf Erziehung und Ausbildung zu gewéhrleisten, auch wenn die Kinder

physische oder sensorische Beeintrachtigungen oder Lernschwierigkeiten haben,

c) die wirksame und regelméfige Ausiibung ihres Rechts auf Familienleben zu

gewdhrleisten,

d) den Zugang zu Programmen zu gewéhrleisten, mit denen ihre Entwicklung und ihre

Wiedereingliederung in die Gesellschaft gefordert werden, und

e) die Achtung ihrer Religions- und Weltanschauungsfreiheit zu gewahrleisten.
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(6)

(M

2

Die gemill diesem Absatz getroffenen Vorkehrungen miissen verhiltnisméafBig und der

Dauer der Haft angemessen sein.

Unterabsatz 1 Buchstabe a und e gilt auch fiir andere Arten des Freiheitsentzugs als Haft.
Die getroffenen Vorkehrungen miissen verhéltnisméBig und diesen Arten des

Freiheitsentzugs angemessen sein.

Unterabsatz 1 Buchstabe b, ¢ und d gilt fiir andere Arten des Freiheitsentzugs als Haft nur
soweit dies angemessen und verhdltnisméBig in Bezug auf die Art und Dauer dieser Arten

ist.

Die Mitgliedstaaten bemiihen sich sicherzustellen, dass Kindern, denen die Freiheit
entzogen ist, sobald wie moglich den Tréger der elterlichen Verantwortung treffen konnen,
wenn dies mit den Erfordernissen der Ermittlungen und den operativen Erfordernissen
vereinbar ist. Dieser Absatz gilt unbeschadet der Benennung oder Bestellung eines anderen

geeigneten Erwachsenen gemil3 Artikel 5 oder 15.

Artikel 13
Ziigige und sorgfiltige Bearbeitung der Fille

Die Mitgliedstaaten ergreifen alle angemessenen Maflnahmen, um sicherzustellen, dass
Strafverfahren, an denen Kinder beteiligt sind, mit Vorrang und mit der gebotenen Sorgfalt

bearbeitet werden.

Die Mitgliedstaaten ergreifen angemessene Mafnahmen, um sicherzustellen, dass Kinder
immer auf eine Art und Weise behandelt werden, die ihre Wiirde schiitzt und die ihrem
Alter, ihrem Reifegrad und ihrem Verstiandnis entspricht und jegliche besonderen
Bediirfnissen einschlieBlich etwaiger Kommunikationsschwierigkeiten, die sie

moglicherweise haben, beriicksichtigt.
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(1

2

3)

“4)

(1)

Artikel 14
Recht auf Schutz der Privatsphdre

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Privatsphdre von Kindern wéhrend des

Strafverfahrens geschiitzt wird.

Zu diesem Zweck sehen die Mitgliedstaaten entweder vor, dass Gerichtsverhandlungen, an
denen Kinder beteiligt sind, grundsitzlich unter Ausschluss der Offentlichkeit stattfinden,
oder sie riumen Gerichten die Moglichkeit ein, zu entscheiden, diese Verhandlungen unter

Ausschluss der Offentlichkeit durchzufiihren.

Die Mitgliedstaaten ergreifen angemessene Mallnahmen, um sicherzustellen, dass die

Aufzeichnungen geméal Artikel 9 nicht 6ffentlich verbreitet werden.

Die Mitgliedstaaten legen den Medien unter Achtung der Meinungs- und
Informationsfreiheit sowie der Freiheit und Pluralitit der Medien nahe, dass sie

MaBnahmen zur Selbstregulierung ergreifen, um die Ziele dieses Artikels zu erreichen.

Artikel 15
Recht des Kindes auf Begleitung durch den Trdger der elterlichen Verantwortung

wdhrend des Verfahrens

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Kinder das Recht haben, sich vom Tréger der
elterlichen Verantwortung bei Gerichtsverhandlungen begleiten zu lassen, an denen sie

beteiligt sind.
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(2) Ein Kind hat das Recht, von einem anderen geeigneten Erwachsenen begleitet zu werden,
der von dem Kind benannt wird und von der zustdndigen Behorde akzeptiert wird, wenn
die Anwesenheit des Tréagers der elterlichen Verantwortung, der das Kind bei

Gerichtsverhandlungen begleitet,
a)  dem Kindeswohl abtriglich sein wiirde,

b)  nicht mdglich ist, weil — nach Vornahme angemessener Anstrengungen — kein Tréger

der elterlichen Verantwortung erreichbar oder seine Identitit unbekannt ist, oder

c¢) aufgrund objektiver und tatsdchlicher Umsténde das Strafverfahren erheblich

gefahrdet werden wiirde.

Wenn das Kind keinen anderen geeigneten Erwachsenen benannt hat oder wenn der vom
Kind benannte Erwachsene von der zustindigen Behorde nicht akzeptiert wird, bestellt die
zustindige Behorde unter Berticksichtigung des Kindeswohls eine andere geeignete Person
zur Begleitung des Kindes. Diese Person kann auch ein Vertreter einer Behdrde oder einer
anderen fiir den Schutz oder das Wohlergehen von Kindern verantwortliche Einrichtung

sein kann.

3) Fallen die Umstdnde weg, die zur Anwendung des Absatzes 2 Buchstabe a, b oder ¢
fithrten, hat das Kind das Recht, sich bei allen weiteren Gerichtsverhandlungen vom Tréger

der elterlichen Verantwortung begleiten zu lassen.
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4) Uber das Recht gemiB Absatz 1 hinaus stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass Kinder das
Recht haben, von dem Trager der elterlichen Verantwortung oder einem anderen
geeigneten Erwachsenen gemil3 Absatz 2 wihrend anderer Phasen des Verfahrens als den
Gerichtsverhandlungen begleitet zu werden, in denen das Kind anwesend ist, wenn die

zustindige Behorde der Auffassung ist, dass
a) es dem Kindeswohl dient, von dieser Person begleitet zu werden, und

b)  die Anwesenheit dieser Person das Strafverfahren nicht beeintrichtigt.

Artikel 16

Recht von Kindern, personlich zu der Verhandlung zu erscheinen und daran teilzunehmen

(D) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Kinder das Recht haben, bei ihrer Verhandlung
anwesend zu sein, und ergreifen alle notwendigen Maflnahmen, um ihnen eine wirksame
Teilnahme an der Verhandlung zu ermdglichen, einschlieBlich der Moglichkeit, gehort zu

werden und ihre Meinung zu duflern.

2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Kinder, die bei ihrer Verhandlung nicht anwesend
waren, gemiB der Richtlinie (EU) 2016/... ~ und den darin festgelegten Voraussetzungen

das Recht auf eine neue Verhandlung oder auf einen sonstigen Rechtsbehelf haben.

*

ABI.: Bitte die Nummer von Dokument PE63/2015 (2013/407 COD) im Text einfligen.
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Artikel 17
Verfahren zur Vollstreckung eines Europdischen Haftbefehls

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Rechte gemif den Artikeln 4, 5, 6 und 8, Artikeln 10 bis
15 und Artikel 18 fiir Kinder, die gesuchte Personen sind, nach ihrer Festnahme aufgrund des
Verfahrens zur Vollstreckung des Europidischen Haftbefehls im Vollstreckungsmitgliedstaat

entsprechend gelten.

Artikel 18
Recht auf Prozesskostenhilfe

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die nationalen Bestimmungen iiber die Prozesskostenhilfe
die wirksame Ausiibung des Rechts auf Unterstiitzung durch einen Rechtsbeistand geméf Artikel 6

gewdhrleisten.

Artikel 19
Rechtsbehelfe

Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass Kindern, die Verdichtige oder beschuldigte Personen in
Strafverfahren sind, und Kindern, die gesuchte Personen sind, bei Verletzung ihrer Rechte nach

dieser Richtlinie ein wirksamer Rechtsbehelf nach nationalem Recht zusteht.
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3)
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Artikel 20
Schulung

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass das Personal der Strafverfolgungsbehdrden und

Hafteinrichtungen, die Fille mit Beteiligung von Kindern bearbeiten, dem Umfang ihres
Kontakts mit Kindern angemessene spezifische Schulungen in Bezug auf die Rechte von
Kindern, geeignete Befragungsmethoden, Kinderpsychologie und die Kommunikation in

einer kindgerechten Sprache erhalten.

Unbeschadet der Unabhingigkeit der Justiz und der Unterschiede in der Organisation der
Justizsysteme der Mitgliedstaaten und mit gebiihrender Achtung der Rolle derjenigen, die
fiir die Weiterbildung von Richtern und Staatsanwilten zustdndig sind, ergreifen die
Mitgliedstaaten geeignete Maflnahmen, um sicherzustellen, dass die Richter und
Staatsanwilte, die Strafverfahren mit Beteiligung von Kindern bearbeiten, besondere
Sachkunde in diesem Bereich, tatsdchlichen Zugang zu speziellen Schulungen oder beides

haben.

Unter gebiihrender Achtung der Unabhingigkeit der Rechtsberufe und der Rolle
derjenigen, die fiir die Weiterbildung von Rechtsanwilten zusténdig sind, ergreifen die
Mitgliedstaaten geeignete MaBnahmen zur Forderung spezieller
WeiterbildungsmaBBnahmen gemél Absatz 2 fiir Rechtsanwilte, die Strafverfahren mit

Beteiligung von Kindern bearbeiten.

Die Mitgliedstaaten fordern tiber ihre 6ffentlichen Stellen oder durch die Finanzierung von
Organisationen zur Unterstiitzung von Kindern Initiativen, die ermdglichen, dass
diejenigen, die Kindern Unterstiitzung leisten oder Wiedergutmachungsdienste zur
Verfligung stellen, eine ithrem Kontakt mit den Kindern angemessene Schulung erhalten
und berufliche Verhaltensregeln beachten, die sicherstellen, dass sie ihre Tétigkeit

unvoreingenommen, respektvoll und professionell ausfiihren.

PE-CONS 2/16 AMM/mfa 47

DGD 2 DE



Artikel 21

Datenerhebung

Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission bis zum ... [fiinf Jahre nach Inkrafttreten dieser
Richtlinie] und danach alle drei Jahre verfiigbare Daten, aus denen hervorgeht, wie die in dieser

Richtlinie festgelegten Rechte umgesetzt worden sind.

Artikel 22

Kosten

Die Mitgliedstaaten kommen unabhingig vom Verfahrensausgang fiir die in Anwendung der
Artikel 7, 8 und 9 entstehenden Kosten auf, es sei denn, die aus der Anwendung von Artikel 8

entstehenden Kosten werden durch eine Krankenversicherung gedeckt.

Artikel 23

Regressionsverbot

Keine Bestimmung dieser Richtlinie ist so auszulegen, dass dadurch die Rechte und
Verfahrensgarantien nach Mal3gabe der Charta, der EMRK, anderer einschldgiger Bestimmungen
des Volkerrechts, insbesondere des Ubereinkommens der Vereinten Nationen iiber die Rechte des
Kindes, oder der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten, die ein hoheres Schutzniveau vorsehen,

beschriankt oder beeintriachtigt wiirden.
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Artikel 24

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die
erforderlich sind, um dieser Richtlinie bis zum ... [36 Monate nach Inkrafttreten dieser

Richtlinie] nachzukommen. Sie setzen die Kommission unverziiglich davon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften
selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Verdffentlichung auf diese Richtlinie

Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der nationalen Vorschriften mit,

die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 25
Bericht

Die Kommission iibermittelt dem Europdischen Parlament und dem Rat bis zum ... [sechs Jahre
nach Inkrafttreten dieser Richtlinie] einen Bericht, in dem sie bewertet, inwieweit die
Mitgliedstaaten die Maflnahmen ergriffen haben, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie
nachzukommen, einschlieBlich einer Bewertung der Anwendung des Artikels 6, und unterbreitet

erforderlichenfalls Gesetzgebungsvorschlige.
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Artikel 26

Inkrafitreten
Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der
Européischen Union in Kraft.
Artikel 27
Adressaten

Diese Richtlinie ist gemél den Vertrdgen an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu ...

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates

Der Prdsident Der Prdsident
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	a) in Fällen, in denen das Recht eines Mitgliedstaats die Verhängung einer Sanktion durch eine Behörde, die kein in Strafsachen zuständiges Gericht ist, vorsieht und in denen gegen die Verhängung einer solchen Sanktion bei einem solchen Gericht ein Re...
	b) in Fällen, in denen Freiheitsentzug nicht als Sanktion verhängt werden kann,
	nur auf das Verfahren vor einem in Strafsachen zuständigen Gericht Anwendung
	Diese Richtlinie findet jedoch in jedem Fall uneingeschränkt Anwendung, wenn dem Kind die Freiheit entzogen wird, unabhängig vom Stadium des Strafverfahrens.
	Die Mitgliedstaaten stellen außerdem sicher, dass Kinder über die in dieser Richtlinie festgelegten Rechte unterrichtet werden. Dies erfolgt wie folgt:
	a) umgehend, wenn Kinder davon in Kenntnis gesetzt werden, dass sie Verdächtige oder beschuldigt Personen sind, in Bezug auf:
	i) das Recht auf Unterrichtung des Trägers der elterlichen Verantwortung gemäß Artikel 5,
	ii) das Recht auf Unterstützung durch einen Rechtsbeistand gemäß Artikel 6,
	iii) das Recht auf Schutz der Privatsphäre gemäß Artikel 14,
	iv) das Recht, vom Träger der elterlichen Verantwortung in anderen Phasen des Verfahrens als den Gerichtsverhandlungen begleitet zu werden, gemäß Artikel 15 Absatz 4,
	v) das Recht auf Prozesskostenhilfe gemäß Artikel 18;

	b) in der frühestmöglichen geeigneten Phase des Verfahrens, in Bezug auf:
	i) das Recht auf eine individuelle Begutachtung gemäß Artikel 7,
	ii) das Recht auf eine medizinische Untersuchung, einschließlich des Rechts auf medizinische Unterstützung, gemäß Artikel 8,
	iii) das Recht auf die Begrenzung des Freiheitsentzugs und auf die Anwendung alternativer Maßnahmen, einschließlich des Rechts auf regelmäßige Überprüfung der Haft, gemäß Artikel 10 und 11,
	iv) das Recht auf Begleitung durch den Träger der elterlichen Verantwortung bei Gerichtsverhandlungen gemäß Artikel 15 Absatz 1,
	v) das Recht, persönlich zu der Verhandlung zu erscheinen, gemäß Artikel 16;
	vi) das Recht auf wirksamen Rechtsbehelf gemäß Artikel 19,

	c) bei Freiheitsentzug in Bezug auf das Recht auf besondere Behandlung während des Freiheitsentzugs gemäß Artikel 12.
	a) dem Kindeswohl abträglich sein würde,
	b) nicht möglich ist, weil – nach Vornahme angemessener Anstrengungen – kein Träger der elterlichen Verantwortung erreichbar oder seine Identität unbekannt ist,
	c) aufgrund objektiver und tatsächlicher Umstände das Strafverfahren erheblich gefährden könnte,
	Hat das Kind keinen anderen geeigneten Erwachsenen benannt oder wird der vom Kind benannte Erwachsene von der zuständigen Behörde nicht akzeptiert, bestellt die zuständige Behörde unter Berücksichtigung des Kindeswohls eine andere geeignete Person und...
	a) vor ihrer Befragung durch die Polizei oder andere Strafverfolgungs- oder Justizbehörden;
	b) ab der Durchführung von Ermittlungs- oder anderen Beweiserhebungshandlungen durch Ermittlungs- oder andere zuständige Behörden gemäß Absatz 4 Buchstabe c;
	c) unverzüglich nach dem Entzug der Freiheit;
	d) wenn sie vor ein in Strafsachen zuständiges Gericht geladen wurden, rechtzeitig bevor sie vor diesem Gericht erscheinen.
	a) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Kinder das Recht haben, mit dem Rechtsbeistand, der sie vertritt, unter vier Augen zusammenzutreffen und mit ihm zu kommunizieren, auch vor der Befragung durch die Polizei oder andere Strafverfolgungs- oder ...
	b) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Kinder von einem Rechtsbeistand unterstützt werden, wenn sie befragt werden, und dass der Rechtsbeistand effektiv an der Befragung teilnehmen kann. Diese Teilnahme erfolgt gemäß den Verfahren des nationalen ...
	c) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Kinder von einem Rechtsbeistand zumindest in den folgenden Ermittlungs- oder Beweiserhebungshandlungen unterstützt werden, falls diese im nationalen Recht vorgesehen sind und falls die Anwesenheit des Verdäc...
	i) Identifizierungsgegenüberstellungen;
	ii) Vernehmungsgegenüberstellungen;
	iii) Tatortrekonstruktionen.

	Die Mitgliedstaaten stellen in jedem Fall sicher, dass Kinder durch einen Rechtsbeistand unterstützt werden,
	a) wenn sie - in jeder Phase des Verfahrens im Anwendungsbereich dieser Richtlinie - einem zuständigen Gericht zur Entscheidung über eine Haft vorgeführt werden und
	b) wenn sie sich in Haft befinden.
	Ferner stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass Freiheitsentzug nicht als Strafe verhängt wird, wenn das Kind nicht derart durch einen Rechtsbeistand unterstützt worden ist, dass es die Verteidigungsrechte effektiv wahrnehmen konnte, und in jedem Fall...
	a) wenn dies zur Abwehr schwerwiegender, nachteiliger Auswirkungen auf das Leben, die Freiheit oder die körperliche Unversehrtheit einer Person dringend erforderlich ist;
	b) wenn ein sofortiges Handeln der Ermittlungsbehörden zwingend geboten ist, um eine erhebliche Gefährdung eines sich auf eine schwere Straftat beziehenden Strafverfahrens abzuwenden.
	Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die zuständigen Behörden bei der Anwendung dieses Absatzes das Kindeswohl berücksichtigen.
	Eine Entscheidung, die Befragung ohne Rechtsbeistand gemäß diesem Absatz fortzusetzen, kann nur auf Einzelfallbasis entweder von einer Justizbehörde oder – unter der Bedingung, dass die Entscheidung einer richterlichen Kontrolle unterzogen werden kann...
	a) festlegen, ob spezifische Maßnahmen zugunsten des Kindes ergriffen werden sollten,
	b) bewerten, ob vorbeugende Maßnahmen in Bezug auf das Kind angemessen und wirksam sind,
	c) im Zusammenhang mit dem Strafverfahren, einschließlich der Verurteilung, eine Entscheidung treffen oder eine Maßnahme ergreifen.
	a) des Kindes,
	b) des Trägers der elterlichen Verantwortung oder eines anderen geeigneten Erwachsenen gemäß Artikel 5 und Artikel 15;
	c) des Rechtsbeistands des Kindes.
	a) es wird davon ausgegangen, dem Kindeswohl entspricht etwas anderes oder
	b) es ist in der Praxis ausnahmsweise nicht möglich, dies zu tun, sofern die gemeinsame Unterbringung von Kindern mit Erwachsenen in einer Weise erfolgt, die mit dem Kindeswohl vereinbar ist.
	a) ihre gesundheitliche sowie ihre körperliche und geistige Entwicklung zu gewährleisten und zu schützen,
	b) ihr Recht auf Erziehung und Ausbildung zu gewährleisten, auch wenn die Kinder physische oder sensorische Beeinträchtigungen oder Lernschwierigkeiten haben,
	c) die wirksame und regelmäßige Ausübung ihres Rechts auf Familienleben zu gewährleisten,
	d) den Zugang zu Programmen zu gewährleisten, mit denen ihre Entwicklung und ihre Wiedereingliederung in die Gesellschaft gefördert werden, und
	e) die Achtung ihrer Religions- und Weltanschauungsfreiheit zu gewährleisten.
	Die gemäß diesem Absatz getroffenen Vorkehrungen müssen verhältnismäßig und der Dauer der Haft angemessen sein.
	Unterabsatz 1 Buchstabe a und e gilt auch für andere Arten des Freiheitsentzugs als Haft. Die getroffenen Vorkehrungen müssen verhältnismäßig und diesen Arten des Freiheitsentzugs angemessen sein.
	Unterabsatz 1 Buchstabe b, c und d gilt für andere Arten des Freiheitsentzugs als Haft nur soweit dies angemessen und verhältnismäßig in Bezug auf die Art und Dauer dieser Arten ist.
	a) dem Kindeswohl abträglich sein würde,
	b) nicht möglich ist, weil – nach Vornahme angemessener Anstrengungen – kein Träger der elterlichen Verantwortung erreichbar oder seine Identität unbekannt ist, oder
	c) aufgrund objektiver und tatsächlicher Umstände das Strafverfahren erheblich gefährdet werden würde.
	Wenn das Kind keinen anderen geeigneten Erwachsenen benannt hat oder wenn der vom Kind benannte Erwachsene von der zuständigen Behörde nicht akzeptiert wird, bestellt die zuständige Behörde unter Berücksichtigung des Kindeswohls eine andere geeignete ...
	a) es dem Kindeswohl dient, von dieser Person begleitet zu werden, und
	b) die Anwesenheit dieser Person das Strafverfahren nicht beeinträchtigt.
	Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

